
 

 

 

 

 

 

           

   

   

 

 

 

 
 

 

 

 

Verfassungsrecht zwischen normativem Anspruch und politi-

scher Wirklichkeit 

- Seminarankündigung - 

 

 

 

 

 

 

  

Das Seminar Verfassungsrecht zwischen normativem Anspruch und politischer Wirklichkeit  

findet als Blockseminar in Warschau vom 06.-09.06.2024 statt. 

Für die Flugkosten müssen etwa 200 € veranschlagt werden; die Seminarteilnehmer erhalten 

einen Reiskostenzuschuss in Höhe von 100 €. Die Unterbringung in Warschau erfolgt in 

Doppelzimmern in einem Hostel. Für die Unterbringung wird es voraussichtlich einen noch 

nicht bezifferbaren Zuschuss seitens der Universität Warschau (Tagespauschale) geben. 

Sie müssten aber in jedem Fall mit einem Eigenanteil rechnen (Teil der Kosten der Reise, der 

Unterkunft und die Verpflegung in Warschau). 

Es werden insgesamt sieben Plätze ausschließlich für Studentinnen und Studenten des 

Schwerpunktbereichs vergeben werden. 

Die Vorbesprechung findet am Donnerstag, den 11.01.2024 um 10.30 Uhr in der Biblio-

thek des Instituts für Kirchenrecht statt. 

 

 Themenvorschläge 

1. Eigenheiten der Verfassungsinterpretation wegen der Politizität des Regelungsgegen-

standes? 

  

2. Die Kategorie „Verfassungswandel“ – Tribut an die politische Wirklichkeit? 

  

3. Die Formel „Näher am Grundgesetz“ – Vorbehalt des politisch Möglichen in der 

Rechtsprechung des BVerfG? 
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4. Rechtsmacht und politische Ohnmacht – die Stellung des Bundesverfassungsgerichts 

im Verfassungsgefüge der Bundesrepublik Deutschland 

  

5. Judicial activism = political activism? Betreibt das BVerfG selbst Politik (am Beispiel 

des Klimabeschlusses, BVerfGE 157, 30)? 

  

6. Judicial self-restraint – gebotene politische Zurückhaltung des BVerfG oder unzuläs-

siger Kontrollverzicht? 

  

7. Neutralitätspflichten für Regierungsmitglieder – demokratische und rechtsstaatliche 

Notwendigkeit oder Missverständnis der Parteiendemokratie? 

  

8. Die Kategorie des „Verfassungsfeindes“ – Systembruch des freiheitlichen Verfas-

sungsstaates oder Ausdruck seiner Wehrhaftigkeit? 

  

9. Staatsraison – politischer Begriff und verfassungsrechtliche Relevanz 

  

10. Die political-question-Doktrin in der Rechtsprechung des US Supreme Court 

  

11. Parlamentsbetrieb und Parlamentsrecht – zwei Welten? 

 


